
Berlin (ADN/ND). An den heute
im texanischen Houston begin-
nenden Wirtschaftsgipfel der sie-
ben wichtigsten westlichen Indu-
strienationen USA, Japan, Groß-
britannien, Prankreich, Italien,
Kanada und BRD werden inter-
national große Erwartungen ge-
knüpft. Nach Ansicht französi-
scher Regierungskreise wird Eu-
ropa in Houston „mit einer

" Stimme" sprechen. Tiefgreifende
Meinungsverschiedenheiten zwi-
schen den EG-Ländern und den
USA, so schreibt AFP, ließen je-
doch den Ausgang des Treffens
ungewiß- erscheinen.

Nach Angaben von Jacques At-
tali, Sonderberater von Präsident
Mitterrand, ist US-Präsident
Bush in einem Schreiben an seine
Partner anläßlich des Gipfels für
„die Suche nach einem Kompro-
miß" eingetreten. Während Bush
erneut seine Ablehnung einer Fi-
nanzhilfe für die UdSSR bekräf-
tigte, meinte Attali, der vor kur-
zem zum Präsidenten der neuen
Osteuropa-Entwicklungsbank er-
nannt wurde, in Houston sei „al-

les möglich". Die Entscheidung
werde erst in den Gesprächen der
Staats- und Regierungschefs fal-
len.

Bundeswirtschaftsminister
Haussmann erwartet von der so-
genannten G 7 politische Zusagen
für Wirtschaftshilfe des Westens
an die UdSSR. Vor Beginn der
Beratungen in Houston forderte
er die UdSSR zugleich auf, ein
klares marktwirtschaftliches Re-
formprogramm zu schaffen. Mit
einer Einigung über konkrete fi-
nanzielle Hilfen rechnet Hauss-
mann jedoch noch nicht. Ent-
scheidend sei, daß es klare poli-
tische Zusagen gebe.

Auch der Vorsitzende des Ost-
Ausschusses der Deutschen Wirt-
schaft, Wolff von Amerongen, hat
den Gipfel in Houston zur kon-
kreten Hilfe für die Reformpoli-
tik Michail Gorbatschows aufge-
rufen. In einem Beitrag für „Bild
am Sonntag" unterstrich Wolff,
der 5-Milliarden-Kredit aus Bonn
sei ein wichtiger Schritt gewesen,
doch jetzt müßten konkrete Taten

folgen, damit die Sowjetunion den
Weg in die Marktwirtschaft finde.

Wolff schlug eine internatio-
nale Zusammenarbeit bei der
Aus- und Fortbildung in der
UdSSR sowie die Entsendung er-
fahrener Manager als Berater in
die dortigen Betriebe vor. Ferner
regte er praktische Hilfe für die
Landwirtschaft durch Pilotpro-
jekte an, die auch die Nahrungs-
mittelindustrie einbeziehen.

Ganz andere Gefühle hegt die
chinesische Führung gegenüber
dem „Treffen der Elefanten". KP-
Chef Jiang Zernin hat die west-
lichen Industrienationen davor
gewarnt, sich auf ihrem Gipfel in
die inneren Angelegenheiten an-
derer Länder einzumischen. In
einem Interview für den Präsi-
denten der japanischen Mainichi-
Zeitungsgruppe, Watanabe No-
boru, sagte er, die Erfahrungen
des vergangenen Jahres haben ge-
zeigt, daß sich China in Fragen
Souveränität niemals dem Druck
anderer Länder beugen wird.

Madrid/Havanna (ADN/ND).
Eine „rumänische Tragödie" für
seine Heimat hat der kubanische
Oppositionelle Gustavo Arcos in
einem Interview für die spanische
Zeitung „El Pais" nicht ausge-
schlossen. Um dem Land eine
derartige Katastrophe zu erspa-
ren, will er sich um einen Dialog
zwischen der Regierung und den
in Miami lebenden Führern der
kubanischen Exilanten bemühen;

Die wirtschaftliche Krise und
der politische Druck verstärkten
sich als Folge der Veränderungen
in Osteuropa und in Mittelame-
rika von Tag zu Tag, betonte Ar-
cos, Führer der illegalen Partei
der Menschenrechte. Während die
mittleren und unteren Funktio-
näre bereits die Notwendigkeit
von Veränderungen erkannt hät-
ten, widersetze sich die Spitze
nach wie vor.

Der 63jährige gilt als namhaf-
tester der noch in Kuba lebenden
Regimekritiker. Er war in den

ersten Jahren nach der Revolu-
tion Botschafter in Brüssel, hatte
aber dann mit der Castro-Regie-
rung " gebrochen und verbrachte
insgesamt neun Jahre im Gefäng-
nis.

Unterdessen erregen in einem
Krankenhaus von Havanna drei
frühere politische Gefangene Ku-
bas Auf sehen, die mit einem Hun-
gerstreik ihre Einreise in die
USA erzwingen wollen. Sie hat-
ten vor über einer Woche mit
ihrer. Aktion begonnen, nachdem
alle Versuche gescheitert waren,
von der USA-Einwanderungs-
behörde ein Visum zu erhalten.

Die USA-Interessenvertretung
in Kuba hatte insgesamt 700 An-
tragstellern bedeutet, sie sollten
in Kuba bleiben und gegen die
Regierung kämpfen. Weiter hieß
es, unter den Ausreisewilligen
befänden sich auch viele gewöhn-
liche Kriminelle.

Helsinki (ND-Rothe). Nach kon-
troversen Diskussionen beschloß
der in Helsinki und Tallinn durch-
geführte Konvent über Euro-
päische Nukleare Abrüstung die
Vergabe des nächsten Treffens an
Moskau. Befürworter wollen da-
mit der Einbeziehung der UdSSR
in den europäischen Einigungs-
prozeß Nachdruck verleihen, wäh-
rend Kritiker befürchten, Natio-
nalitätenprobleme könnten das
eigentliche Anliegen an den Rand
drücken.

Von den Organisatoren wurde
ein insgesamt positives Resümee
der fünftägigen Konferenz gezo-
gen, an der Vertreter von Frie-
densbewegungen und Partelen
aus 44 Ländern, darunter erst-
mals auch die PDS, teilnahmen.
Und doch konnte man nur einen
scheinbaren Konsens feststellen,
Bürokratie und eine Sozialdemo-
kratisierung werden gegenwärtig
als Hauptprobleme der vor zehn
Jahren ins Leben gerufenen In-
itiative gesehen. Widersprüche im
repräsentativsten Forum der •Frie-
densbewegung lassen denn auch
verschiedene Gruppierungen eine
Spaltung bzw. einen Neuanfang
nicht mehr ausschließen.

Die Verabschiedung einer ge-
meinsamen Botschaft an den
NATO-Gipfel, in der gegen man-
gelnden Reformwillen und Fest-
halten an alten Doktrinen prote-
stiert werden sollte, scheiterte.

Berlin (ADN). Der reguläre Zah-
lungsverkehr nach Einführung
der D-Mark wird heute in der
DDR von den Sparkassen, Ban-
ken und Postämtern wieder auf-
genommen. In Rechenzentren er-
folgte am Wochenende die end-
gültige Kontenumstellung.

Die Sparkassen geben ab Mitt-
woch (11. Juli) Belege über die
neuen D-Mark-Beträge der Giro-,
Spargiro- und Sparbuchkonten
aus. Sparbuchauszahlungen kön-
nen bis zum Vorliegen der Um-
stellungsbelege bis -zur Höhe von
50 Prozent des alten Kontostan-
des bei der eingetragenen konto-
führenden Sparkasse erfolgen.
Nach der Eintragung können
Sparbücher, die für den Freizü-
gigkeitsverkehr zugelassen sind,
für Ein- und Auszahlungen auch
bei allen Sparkassen der BRD
und Westberlin vorgelegt wer-
den.

Nach Angaben der DDR-Ver-
waltungsstelle der Bundesbank
in Berlin sind genügend Bargeld-
reserven vorhanden, um den mit
der Aufnahme des normalen
Zahlungsverkehrs steigenden Be-
darf zu decken.

Brüssel (ND-Dümde). Die DDR
ist seit dem Wochenende im Vi-
sier der EG-Kommission. Eine
vom EG-Kommissar für Fragen
der Konkurrenz, Sir Leon Brit-
t a^ eingeleitete Untersuchung
ist die erste, die Vorgänge au-
ßerhalb der Zwölfer-Gemein-
schaft betrifft. Anlaß ist die 35-
prozentige Beteiligung der Ruhr-
gas AG an der Verbundnetz AG
der DDR. Dia Ruhrgas bereits
„eine beherrschende Position auf
dem Erdgasmarkt der BRD be-
sitzt", betonte Brittan in einem
Kommunique, „körinte- der Er-
werb einer strategischen Position
in der DDR, die bald Teil der
EWG sein wird, entsprechend
dem Gemeinschaftsrecht der Kon-
kurrenz ernste Probleme verur-
sachen".

Argwöhnisch beobachten die
EG-Partner der BRD seit länge-
rem den Ausverkauf der DDR. Da
sie in Kürze EG-Mitglied sei,
könne die Kommission „nichts
daran hindern, über deren Prak-
tiken zu ermitteln", zitierte die
Presse einen Sprecher. „Ihre
Schlußfolgerungen hätten den
Wert einer .Warnung' an die
DD"R." Der Pariser „Figaro"
kommentierte: „Bei dein Rhyth-
mus, in dem ostdeutsche Gesell-
schaften durch deren westdeut-
sche Gegenstücke aufgekauft wer-
den, dürfte Sir Leon in den kom-
menden Monaten nicht arbeitslos
sein." Schon habe er von Luft-
hansa, Deutscher Bank und Al-
lianz-Versicherung „Präzisierun-
gen" über deren Beteiligungen
an DDR-Firmen verlangt. x

Ein Schild - vom Berliner S-öohnhofyKarkMaron-Straße aus fotografiert. Die 90 Kollegen der Feuer-
wache Berlin-Marzahn protestieren so gegen eine Vernachlässigung ihrer sozialen Situation ,.
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Berlin (ND-Rietz). „Mit aller
Schärfe" wandte sich der Vor-
stand der Konsumgenossenschaf-
ten der DDR gegen die Gleich-
stellung des Konsums mit Mono-
polunternehmen. Deren Eigen-
tum soll per Volkskammer-Gesetz
vom Freitag nach einer Entflech-
tung zum Verkauf angeboten
werden. Eigentümer der Konsum-
genossenschaften aber sind 4,6
Millionen Mitglieder. Ihr „Eigen-
tum ist rechtens geschützt und
unantastbar", erklärte dazu der
Vorstand. Darüber hinaus seien
seit Jahresbeginn über 1500 Ob-
jekte an private Händler und
Gastwirte übergeben worden.

Mit dem Anliegen des Volks-
kammer-Beschlusses wiederum
stimmt der Konsuni-Vorstand
überein. Unterstützen will er das

Amt für Wettbewerbsschutz im
Kampf gegen alle überhöhten
Preise unter anderem mit eigenen
Kontrollen. Die gegenwärtige Si-
tuation habe „eine entscheidende
Ursache in der Monopolstellung
und in der Entwicklung des Groß-
handels in der DDR", konterten
die Konsummanager* in ihrer
Erklärung die Vorwürfe gegen
Preistreiberei.

Kritisch äußerte sich am Wo-
chenende auch Bundeswirtschafts-
minister Haussmann zu Preistrei-
bereien in der DDR nach der Wäh-
rungsunion. Gegenüber einer
Augsburger Zeitung meinte er,
solche Phänomene gehörten zwar
zu den Begleiterscheinungen der
Umstellung auf eine Marktwirt-
schaft, dennoch dürften sie nicht
hingenommen werden. Abhilfe

könnten laut Haussmann nur
konsequente Durchsetzung des
Wettbewerbs und Zerschlagung
aller Monopole schaffen. Die
Leute dürften sich nicht alles ge-
fallen lassen.

Viele DDR-Bürger gingen am
ersten Einkaufswochenende mit
der D-Mark in der Tasche ange-
sichts stark überhöhter Preise zu
Hause im Westen auf Nahrungs-
suche. Im nordbayerischen Coburg
reichte der Autostau schon am
Freitagvormittag über das Orts-
ausgangsschild hinaus. „Ich
müßte doch dumm sein, dort drü-
ben zu kaufen — bei den Prei-
sen", entrüstete sich ein DDR-
Autofahrer über die Handelsprak-
tiken zu Hause. Selbst mit Ben-
zingeld-Aufschlag ist der Einkauf
im West-Supermarkt billiger. Nur

ein Beispiel: Am Coburger Stadt-
rand kosten zehn normale Bröt-
chen 99 Pfennig. Bei HO am Suh-
ler Stadtrand gut das Doppelte.

Vor dem Eingang eines Billig-
anbieters am Kottbusser Damm in
Westberlin bildeten DDR-Bürger
am Samstag bereits kurz vor acht
Uhr Menschentrauben. Renner
beim Einkauf waren hier wie an-
derenorts in der von DDR-Ein-
kaufstouristen belagerten Stadt
dann Brot, Butter, Saft, Joghurt
und Kosmetikartikel. In manchen
Regalen gähnte nach gewisser
Zeit Leere. Viele Westberliner
Sind sauer. In Ostberlin vermel-
dete das Warenhaus am Alex den-,
noch „guten" Kundenandrang.
Brechend voll war das Kaufhaus
am Marzahner Tor.

Berlin (ADN). Von der (A)lumi-
niumleiter bis zum (Z)ementmör-
tel reichte zum Wochenende in
der Berliner Dynamo-Sporthalle
das Angebot auf der Baufach-
messe „Region Berlin 200Q". Fast
100 Ausstellerfirmen aus Ost und
West boten rund 15 000 .Besuchern
Waren, Leistungen, Beratung.

Wie Eicke W. Winckler aus
Westberlin, dessen Unterneh-
mensberatungsfirma die zweitä-
gige Exposition organisierte, mit-
teilte, zielte die Veranstaltung
besonders darauf, möglichst auf

breiter Front Ost-West-Geschäfte
anzubahnen. Wichtige Hinweise
für marktwirtschaftliches Verhal-
ten gab ein Katalog, der auch de-
taillierte Preisrisiken nannte.

Experten beurteilen die Region
Berlin als einen künftigen Bau-
schwerpunkt. Sie gehen von
einem derzeitigen Wohnungsdefi-
zit aus, das zwischen 100 000 und
150 000 Wohnungen liegt. In den
nächsten 20 bis 25 Jahren sei im
Raum Berlin mit einem Gesamt-
bedarf von über einer halben
Million Wohnungen zu rechnen.

Strausberg (ADN). Die DDR-Bür-
gerbewegung Neues Forum tritt
bei den gesamtdeutschen Wahlen
auf Landeslisten der bundesdeut-
schen Grünen an. Diesen Be-
schluß faßte am Wochenende eine
Delegiertenkonferenz des Neuen
Forum in Strausberg. Das Ange-
bot der Grünen, alternativen
Gruppen der DDR auf Landesli-
sten ihrer Partei Plätze einzuräu-
men und dabei deren Selbständig-
keit zu wahren, begrüßten die De-
legierten aus allen Kreisen der
DDR als konstruktive Lösung

„für den undemokratischsten
Wahlmodus im Dezember". Bei
den Verhandlungen zwischen den
Landesverbänden des Neuen Fo-
rum und den anderen Bürgerbe-

1 wegungen der DDR sowie den
Grünen der Bundesrepublik solle
auch über einen gemeinsamen
Handlungs- und Aktionsrahmen
in einem vereinigten Deutschland
gesprochen werden. Mit einer
Mahnwache vor dem Verteidi-
gungsministerium forderten Teil-
nehmer der Konferenz „Abschaf-
fung der Wehrpflicht jetzt".

Toleranzstraße hieß früher die
Große Hamburger in Berlin-
Mitte, wo das jüdische Ghetto
überging in „Berlin Alexander-
platz". Die Sophienkirche dort
steht auf Boden, den die Jüdi-
sche Gemeinde damals abgab,
einzig mit der Bedingung, ihn zu
einem Ort des friedlichen Zu-
sammenlebens bebauen zu sol-
len. Doch die evangelische So-
phien-Gemeinde mußte später
öffentlich Abbitte leisten für das
1943 von der Kanzel geschleu-
derte: „Juden gehören nicht; in
unsere Kirche!"

Pfarrer Passauer erinnerte am
Samstagabend bei der Begrü-
ßung der Werkstatteilnehmer zu
„Vorwärts und nicht vergessen?"
an diese Seite unserer Vergan-
genheit, aber auch an Martin
Luther-Kings Mutmachen, das
Leben in die eigene Hand zu neh-
men.

Nach Sommer und Herbst 1989
wurde nun unter diesem Dach,
wo es vor einem Jahr Geschla-
gene und „Zugeführte" gab, die
Frage nach den eigenen Erfah-
rungen im Umgang mit der Ver-

gangenheit gestellt. Die meisten
Mitglieder der „Zeitweiligen Un-
tersuchungskommission der Er-
eignisse vom 7. und 8. Oktober
1989 in Berlin" waren dabei.
Jutta Wachowiak, die Schauspie-
lerin, hatte ein Originaltonhör-
spiel mitgebracht. Der darin vor-
kommende Alexander, der Uni-
form trägt, hatte anfangs Angst
zu sprechen und bekennt: „Es
wird was bleiben in meinem Le-
ben; man hat den 778. Oktober
zu schnell vergessen". Und das
geprügelte Mädchen Anja fragt
er: „Hast du mich erkannt?"

Das brauchten bis jetzt die da-
mals zivilverkleideten Sicher-
heitskräfte der , „Antiterrorein-
•heit" nicht zu befürchten. Es exi-
stieren — auch bei der Staats-
anwaltschaft — zwar Fotos von
ihnen, auf denen sie zum Bei-
spiel als Provokateure in der
Stargarder Straße und auf der
Schönhauser Allee Gewalt prak-
tizieren, doch nach den Wahlen
interessieren sich Justiz und In-
nenministerium nicht mehr da-
für, auch nicht für die aufge-
deckten Verbindungen zwischen
Stasi und Skinheads. So jeden-

falls vom Untersuchungsausschuß
Heinz Nabrowski, dem zusammen
mit seinen Helfern die Rekon-
struktion der Ereignisse fast voll-
ständig gelungen ist. Er benannte
Krenz, Schabowski und Dr.
Schwanitz als voll verantwort-
lich.

„Gewalt ohne Befehl?" — eine
Fragestellung auch zu fotografi-
schen Dokumenten, die der bil-
dende Künstler Manfred Butz-
mann im Mittelgang des Kirchen-
schiffes ausgestellt hatte. Vor dem
Altar ein runder Tisch, an dem
dann nach dem Schauen und Hö-
ren in einzelnen Gruppen das
Podiumsgespräch mit Christa
Wolf, Jutta Wachowiak, Bischof
Gottfried Forck und den Pfar-
rern Friedrich Schorlemmer und
Martin-Michael Passauer als
Gastgeber beginnt.

Die gekommen sind, darunter
viele aus dem Westteil der Stadt,
fühlen sich einander verbunden
durch ähnliches Erleben, Tätig-
sein, Wissen und Denken. Mit
der Wahl kann schließlich das
Volk seine Stimme nicht einfach
abgegeben haben. Gegen die Dä-

monisierung der DDR als Reich
des Bösen, das ohne Skrupel als
Ganzes ausgeschaltet werden
könne, wendet sich Christa Wolf.
Sie meint, daß diese Demontage
des Selbstbewußtseins, das sich
bei etlichen im leicht und schnell
vollzogenen Fassadenwechsel
äußere, unter anderem auf frühe
Liebesarmut und den Anpassungs-
druck zurückgeführt werden
könne, dem der Mensch in einer
Industriegesellschaft ausgesetzt
sei. „Selbstbewußtsein braucht
Selbsterkenntnis!" lautete einer
der Zwischenrufe von den Bän-
ken. Und Prof. Heinrich Fink,
Rektor der Humboldt-Universität,
wies auf den dunklen Tag, des
jungen demokratischen Parlamen-
tarismus hin, als gegen 10 000
friedlich demonstrierende Studen-
ten in der „Bannmeile" der
Volkskammer Polizeieinheiten
eingesetzt wurden.

Quintessenz: Das praktische
Handeln der linken demokrati-
schen Kräfte aus Ost und West
wird für die Zukunft des geein-
ten Deutschland und dessen Stel-
lung in der Welt unabdingbar
sein.

Die CDU in der DDR ist nach
Ansicht von CSU-Generalse-
kretär Erwin Huber „zu links",
um Wählerbereiche rechts von
der Mitte anzusprechen. Die
Ost-CDU habe noch „soziali-
stische Elemente im Programm
gehabt", kritisierte der baye-
rische Politiker. Sie sage auch
heute noch, das Recht auf Ar-
beit und 'das Recht auf Woh-
nen in der Verfassung seien
ganz vernünftig. Dabei „wissen
wir", so Huber, „daj? beides
unsinnig ist".

Paris (ND-Dümde). Die dem
Elysee nahestehende Zeitung
„Liberation" gab am Wochen-
ende Äußerungen des Präsi-
denten wieder, nach denen
Frankreich noch Ende dieses
Jahres mit dem Abzug von
rund 46 000 Mann aus in Frei-
burg, Lindau und Trier statio-
nierten Panzerdivisionen be-
ginnen könnte. Des weiteren
werden 1200 Angehörige der
Luftwaffe und 750 Gendarmen
im Südwesten der BRD sowie
der etwa 2800 Mann starken
Garnison in Westberlin ge-
nannt.

Berlin (ADN/ND). Das Ver-
tragsangebot für die anstehen-
den Tarifverhahdlungen, das
die Gewerkschaft der Sozial-
versicherung heute der Regie-
rung übergeben will, sieht
u. a. die schrittweise Verkür-
zung der Wochenarbeitszeit
auf 40 und später auf 38,5
Stunden sowie die Angleichung
der Vergütungen und Löhne
an den Stand der BRD inner-
halb von drei Jahren vor. Fer-
ner werden ein Lebenshal-
tungszuschlag für Vollbe-
schäftigte mit monatlichem
Einkommen unter 1000 DM und
ein 13. Monatsgehalt verlangt.

Bonn (ADN). Der Bund der
Vertriebenen (BdV) hat eine
Abstimmung aller Betroffenen
über die Anerkennung der
Oder-Neiße-Grenze gefordert.
BdV-Generalsekretär Hart-
mut Koschyk meinte in einer
in Bonn veröffentlichten Er-
klärung, gefragt werden
müsse dabei, ob die Gebiete
deutsch, polnisch - beziehungs-
weise sowjetisch werden soll-
ten oder ob sie als ein neues
europäisches Territorium un-
ter EG-Verwaltung gestellt
werden. Die Unterschriften-
sammlung laufe bereits auf
Hochtouren.

Berlin (ND). „Der Haushalts-
ausschuß, hat keinen Beschluß
zur Streichung von finanziel-
len Mitteln der Künstlerver-
bände gefaßt." Damit wies
dessen Vorsitzende, Prof. Dr.
Christa Luft, in einer Presse-
erklärung entsprechende Vor-
würfe zurück. Eine Lösung
solcher und ähnlicher Problem-
fälle könne nur durch die Re-
gierung erfolgen, nicht durch
die Legislative. „Politische Ent-
scheidungen können nicht
durch finanzielle Entscheidun-
gen vorweggenommen wer-
den.«

Bonn (ADN). Die mutmaßliche
RAF-Terroristin Susanne Al-
brecht will vor der Bundesan-
waltschaft nicht nur über die
Beziehungen zwischen bundes-
deutschen Terroristen und der
ehemaligen DDR-Führung
aussagen, sondern auch über
die Strukturen der RAF und
über Details früherer Terror-
anschläge. Die vergangene
Woche auf eigenen Wunsch
nach Karlsruhe überstellte
Aussteigerin habe sich vor
allem wegen ihres fünfjähri-
gen Kindes entschlossen, sich
den bundesdeutschen Justizbe-
hörden als Kronzeugin zur
Verfügung zu stellen, berich-
tet „Der Spiegel".

Greifswald (ADN/ND). Zu den
Gästen des Eröffnungskonzerts
beim ersten Musikfest Meck-
lenburg und Vorpommern ge-
hörten am Sonnabend im
Greifswalder Dom St. Nikolai
Ministerpräsident Lothar de
Maiziere, der zur Bratsche
griff und ein Telemann-Kon-
zert spielte, sowie Bundesprä-
sident Richard von Weizsäcker.
Die Teilnahme des DDR-Pre-
miers hatte zu Protesten einer
Inftiativgruppe gegen Kultur-
ausgrenzung freischaffender
Künstler geführt. Warschau (ADN). In Katowice

ist am Sonntag die Partei
Bund der Kommunisten Po-
lens „Proletariat" gegründet
worden. Zum Vorsitzenden
der Partei, der etwa 1800 Mit-
glieder angehören, wurde Jan
Zielinski gewählt. „Proleta-
riat" versteht sich als Opposi-
tion zur Regierung und will
Sammelbecken für alle Kom-
munisten Polens sein. Ausge-
hend von den realen Bedin-
gungen in Polen und auf dem
Boden der Rechtsordnung ste-
hend, soll der Kampf gegen
den kapitalistischen Entwick-
lungsweg des Landes geführt
werden.

Berlin (ADN). Die Sozialisti-
sche , . Föderative Republik
Jugoslawien hat mit sofortiger
Wirkung die bisher für DDR-
Bürger bestehende Visapflicht
aufgehoben. Das teilte am
Sonnabend ein Sprecher der
jugoslawischen Botschaft in
Berlin mit.

Berlin (ADN). Ein Verband
der Garten- und Siedler-
freunde der DDR (VGS) wurde
am Wochenende in Berlin ge-
gründet In seiner Satzung ver-
pflichtet sich der VGS als
Rechtsnachfolger des bisheri-
gen Verbandes der Kleingärt-
ner, Siedler und Kleintier-
züchter (VKSK), für den Er-
halt der rund 950 000 Klein-,
Mieter- und Siedlergärten einT
zutreten. Zum Präsidenten des
Verbandes wurde Bernd En-
.gelhardt gewählt. Der 48jäh-
rige Kranbauingenieur kün-
digte die Einrichtung' einer
Rechtsberatung für Vereine
und Mitglieder zu Fragen des
Kleingarten- und Siedlungs-
rechtes an.

Belgrad (ADN). Dreizehn alba-
nische Abgeordnete aus Ko-
sovo haben am Freitag eine
Sondersitzung des jugoslawi-
schen Bundesparlaments be-
antragt. Sie forderten, das
Bundesparlament müsse den
„verfassungswidrigen ser-
bischen Akt" erörtern, den die
Aufhebung der Autonomie
Kosovos darstelle.

verletzte forderte ein Unfall
auf der Autobahn A 18 bei
Schwerin. Ein PKW Mercedes
aus der BRD war auf einem
einspurigen Fahrbahnabschnitt
bei einem Uberholvorgang
frontal mit einem PKW Lada
aus Dresden zusammengesto-
ßen.

Neubrandenburg (ADN). Mit
einem ökumenischen Gottes-
dienst gedachten am Sonntag
in Fünfeichen bei Neubranden-
burg Tausende Menschen der
Opfer von 1939 bis 1948. Auf
dem Gelände hatte sich von
Kriegsbeginn bis 1945 ein Ge-
fangenenlager befunden, in
dem unzählige Russen, Polen,
Niederländer, Briten, Belgier
und Italiener umkamen.
Gleich nach dem Krieg kam
das Lager unter das Kom-
mando des sowjetischen Ge-
heimdienstes und der Militär-
polizei. Neben Kriegsschuldi-
gen wurden Sozialdemokraten,
Kommunisten, Christen und
viele Jugendliche, häufig auf
Grund von Denunziationen,
interniert. Die Zahl wird auf
rund 12 000 geschätzt.

Moskau (ADN). Zur Oberwin-
dung ernsthaften Treibstoff-
mangels bei der Ernte sei be-
schlossen worden, den sowje-
tischen Erdölexport um 7 Mil-
lionen Tonnen zu reduzieren.
Das teilte Regierungschef Ni-
kolai Ryshkow am Wochen-
ende mit. Von dieser Redu-
zierung seien auch Lieferun-
gen in die osteuropäischen
Länder betroffen. Laut Rysh-
kow könne nur durch diese
Maßnahme der Bedarf der so-
wjetischen Landwirtschaft ge-
sichert werden.

Bonn (ADN). Die Mehrheit
der DDR-Bürger will mit dem
neuen Geld vorsichtig umge-
hen: Nach einer vom Institut
der deutschen Wirtschaft in
Köln veröffentlichten Umfrage
beabsichtigen 63,3 Prozent,
ihre DM-Guthaben zunächst
auf die hohe Kante zu legen.
Unter den Rentnern ist das
Sparen besonders ausgeprägt.
So erklärten 77 Prozent, man
wolle sich beim Einkaufen
Zunächst zurückhalten. Etwas
mehr als ein Drittel der Be-
fragten (35,5 Prozent) will das
Geld für Anschaffungen nut-

Verteidigungsminister Che-
venement schloß indes einen
Truppenabzug für die nächsten
vier bis fünf Jahre aus.
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Bereits am 12. Juni forderten die
Beschäftigten der Berufsfeuer-
wehr Berlin (Ost) auf dem
Alexanderplatz die 56-Stunden-
Woche und einen Netto-Lohn-
Ausgleich. ND fragte Unter-
brandmeister Reiner Erbsmehl
von der Feuerwache Berlin-
Marzahn:
Das Schild läßt darauf schließen,
daß sich seit der Demo nichts ge-
ändert hat?

Nein. Zuständig ist für uns
noch Innenminister Diestel. Doch
der hat zur Zeit andere Pro-
bleme. Wie der ÖTV-Hauptvor-
stand vom Minister im Amt des
Ministerpräsidenten, Klaus Rei-
chenbach, erfuhr, sind etwa 300
DM als Netto-Lohn-Ausgleich
„nicht unrealistisch". Verhand-
lungen laufen wohl. Doch die
Zeit drängt. Die Preise sind ge-
stiegen, unsere steuerfreien Be-
träge aber weggefallen. Nicht ein-
zusehen, daß wir eine 72-Stun-
den-Woche schieben und unsere
Kollegen im Westen doppelten
Verdienst bei 56 Stunden haben.
An Streik haben Sie nicht ge-
dacht, um die Sache zu forcieren?

Doch. Aber davon sind wir ab-
gekommen. Bei der Feuerwehr
hängen Menschenleben dran. Tut
sich bis 12. Juli nichts, wird die
Gewerkschaft für diesen Tag eine
Protestversammlung organisie-
ren. Minister Reichenbach und
ein Vertreter des Stadtrates für
Inneres sind eingeladen.

Das Gespräch führte

Berlin (ADN/ND). Zwei Kin-
der wurden tödlich und ein
Kind schwer verletzt, als am
Sonnabend der Fahrer eines
VW-Kleinbusses aus der BRD
zwischen Milz und Eicha, Kreis
Meiningen, von der Fahrbahn
abkam und die Kinder aus der
BRD, die mit Fahrrädern am
Straßenrand standen, erfaßte.
Einen Toten und zwei Schwer-
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